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Mietausfälle: Die Wogen gehen hoch
Geschäftsraummieten. Vermieter ziehen wegen coronabedingter Zinsausfälle vor Gericht, auch
das Café Landtmann ist betroffen. Ein für Kinos erstelltes Gutachten stärkt die Position der Mieter.

Wien. Wiederholte wochenlange
Lockdowns, dazwischen Ge-
schäftsbetrieb auf Sparflamme mit
Abstandsregeln und Masken-
pflicht: Die Coronakrise ist für vie-
le Unternehmen zur Zerreißprobe
geworden. Und sie lässt auch bei
Vermietern von Geschäftsräumen
die Nerven blank liegen. Diese se-
hen sich mit teils massiven Miet-
ausfällen konfrontiert. Und nicht
alle akzeptieren das, eine Reihe
von Fällen landete bereits vor Ge-
richt. Bislang prominentestes Bei-
spiel: der Rechtsstreit zwischen
der Wiener Gastronomenfamilie
Querfeld, Betreiber des Café
Landtmann und des Café Mozart,
und zwei Privatstiftungen, darun-
ter jene des verstorbenen Billa-
Gründers, Karl Wlaschek.

Die Fronten sind verhärtet, es
geht um einige Hunderttausend
Euro an Mietzins – und beim Café
Landtmann inzwischen auch um
eine Räumungsklage. Hier habe die
Vermieterseite sogar eine Media-
tion abgelehnt, ließ Landtmann-
Chef Berndt Querfeld wissen.

ABGB: „Feuer, Krieg, Seuche“
Rechtlicher Hintergrund des Kon-
flikts – und vieler ähnlicher Streit-
fälle – ist eine Regelung im ABGB,
die das Risiko höherer Gewalt den
Vermietern auferlegt. Dort heißt es
im § 1104, dass kein Miet- oder
Pachtzins zu entrichten ist, wenn
die in Bestand genommene Sache
wegen eines außerordentlichen
Zufalls wie z. B. Feuer, Krieg oder
Seuche unbenützbar wird. Ist ein
„beschränkter Gebrauch“ weiter-
hin möglich, haben Mieter laut
§ 1105 Anspruch darauf, dass ih-
nen „ein verhältnismäßiger Teil
des Mietzinses“ erlassen wird.

Was bedeutet das für die der-
zeitige Pandemiesituation? Unge-
achtet des klaren Wortlauts der Be-
stimmung scheiden sich daran die
Geister. Viele Mieter, deren Umsät-
ze weggebrochen sind, sehen sich,
wenig überraschend, im Recht,
wenn sie keinen oder weniger
Mietzins zahlen. Vermieter argu-
mentieren teilweise dagegen, auch
so etwas gehöre zum unternehme-
rischen Risiko. Oder verlangen von
den Mietern – quasi als Ausgleich
für die Zinsminderung – eine an-
teilige Herausgabe von staatlichen
Hilfsgeldern.

Vor Gericht setzten sie sich da-
mit bislang nicht durch, erste
(nicht rechtskräftige) Urteile geben,

wie berichtet, der Mieterseite recht.
Ein von der Wirtschaftskammer
veröffentlichtes Rechtsgutachten
stärkt nun ebenfalls die Position
der Mieter: Es stammt von Andreas
Vonkilch, Professor für Zivilrecht
an der Universität Innsbruck, und
wurde für den Kinoverband er-
stellt, dessen Mitglieder ebenfalls
von der Krise arg gebeutelt sind.
„Die Themenstellungen sind aber
genauso auf die Gastronomie über-
tragbar“, sagt Rechtsanwalt Alfred
Nemetschke, der die Familie Quer-
feld in den Verfahren vertritt.

Vonkilch legt den Zinsminde-
rungsanspruch sogar noch weiter
aus als bisher oft angenommen:
Dieser bestehe auch dann, wenn
die Besucherfrequenz ohne be-
hördliche Eingriffe zurückgeht, weil
Menschen aus berechtigter Furcht
vor einer Ansteckung und aufgrund
staatlicher Appelle lieber zu Hause
bleiben, als ins Kino zu gehen,
heißt es da. Das sei strittig, räumt
Vonkilch ein – verweist jedoch auf
den Gesetzeswortlaut, der nicht auf

behördliche Maßnahmen abstellt,
und auf ältere OGH-Entscheidun-
gen zur Zinsminderung, die eben-
falls diese Rechtsansicht stützen.

Zu bemessen sei die Zinsmin-
derung nach dem durch die Pan-
demie ausgelösten Umsatzrück-
gang, heißt es weiters in dem Gut-
achten. Wobei die Vermieter laut
Vonkilch auch keinen Anspruch
darauf haben, an staatlichen Un-
terstützungsmaßnahmen wie Fix-
kostenzuschuss oder Umsatzersatz
zu partizipieren, die den eingemie-
teten Unternehmen das Überleben
sichern sollen.

Hilfsgelder herausgeben?
Auch darüber sind in der Fachwelt
die Ansichten geteilt. Für einen
Herausgabeanspruch wird unter
anderem die Lehre vom „stellver-
tretenden Commodum“ ins Tref-
fen geführt. Diese kommt zum
Tragen, wenn jemand einem an-
deren eine Sache schuldet, die je-
doch vor der Übergabe durch
einen unglücklichen Zufall – etwa
bei einem Brand – vernichtet wird.
Erhält der Schuldner als Ersatz da-
für z. B. eine Versicherungsleis-
tung, muss er diese an den Gläubi-
ger herausgeben.

Laut Vonkilch lässt sich das je-
doch nicht auf das Rechtsverhält-
nis zwischen Mieter und Vermieter
übertragen: Denn durch die Pan-

demie sei nicht die Leistung des
Mieters, sondern jene des Vermie-
ters unmöglich geworden, erläu-
tert er. Ähnlich argumentieren
auch Nemetschke und sein Kanz-
leipartner Konrad Koloseus. Wobei
sie betonen, dass auch der Miet-
zins, den der Mieter jetzt nicht leis-
ten muss, keinen untergegangenen
„Vermögenswert“ des Mieters dar-
stellen kann (weil es sich dabei ja
um eine Zahlungspflicht handelt).

Johannes Stabentheiner, Abtei-
lungsleiter im Justizministerium
und Honorarprofessor an der Uni
Linz, betont in einem Aufsatz
ebenfalls, das Recht des Mieters auf
Zinsminderung sei nur an die ein-
geschränkte Gebrauchstauglichkeit
des Mietobjekts geknüpft und be-
stehe auch, wenn der Mieter Coro-
nahilfen erhält. Ziel der Hilfsmaß-
nahmen sei es ja, die Unternehmen
trotz ihrer Einnahmenausfälle am
Leben zu erhalten – nicht aber,
„den aufgrund der geltenden
Rechtslage eintretenden Mietzins-
entfall der Geschäftsraumvermieter
wettzumachen“ (Wobl 2020, 121).

Vermieter wird all das wenig
freuen – und Faktum ist, dass zu-
mindest jene, die keinen Unter-
nehmerstatus haben, bei staatli-
chen Coronahilfen bislang durch
die Finger schauen. Um das zu än-
dern, liegt der Ball freilich bei der
Politik – und nicht bei den Mietern.

[ MGO ]

In Umweltverfahren dürfen doch nicht alle mitreden
Umweltrecht. Die Beteiligung Privater in Verfahren kann eingeschränkt werden, entschied der EuGH. Das lässt Projektwerber ein wenig aufatmen.

Wien. Wenn es um die Genehmi-
gung von Anlagen geht – egal, ob
Windparks, Stromleitungen, Stra-
ßen oder Abfallverbrennungsanla-
gen –, kommt es häufig zu Konflik-
ten mit Nachbarn. Die Frage ist
dann oft: Wer hat überhaupt Par-
teistellung? Und verliert man die-
se, wenn man nicht rechtzeitig
Einwendungen erhebt? Eine Ent-
scheidung des EuGH hat hier nun
die Weichen neu gestellt – und der
Beteiligung von Privatpersonen
gewisse Grenzen gesetzt.

Konkret geht es um die soge-
nannte Präklusion: „Kam es, ver-
einfacht dargestellt, zu einer Kund-
machung des Verfahrens, müssen
die Parteien Einwendungen erhe-
ben, also ihre Bedenken gegen den
Antrag darlegen. Sonst verlieren sie
ihre Parteistellung und damit auch
das Recht, eine Genehmigung zu
bekämpfen“, erklärt der Anwalt
und Umweltrechtsexperte Berthold
Lindner. Dieses System gibt es

auch im österreichischen Recht.
Relativiert wurde es allerdings
durch die Aarhus-Konvention, die
sowohl die EU als auch alle Mit-
gliedstaaten unterzeichnet haben.
Diese räumt der Öffentlichkeit um-
fassende Beteiligungsrechte ein,
unter anderem erhielten dadurch
Umweltschutzorganisationen
(NGOs) Beschwerderechte. In
mehreren Judikaten wurde letztlich
auch die Präklusion in der in Öster-
reich geltenden Form als mit dem
Unionsrecht unvereinbar erklärt.
„Dabei blieb aber die Tür stets
einen Spalt offen“, sagt Lindner.

Streit wegen Schweinestalls
Ein EuGH-Urteil vom 14. Jänner
öffnet diese Tür nun sogar ein
Stück weiter (C-826/18). Im An-
lassfall aus den Niederlanden ging
es um die Errichtung eines
Schweinestalls, für den die nieder-
ländischen Behörden die bean-
tragte Umweltgenehmigung erteilt

hatten. Dagegen erhoben eine
Frau, die 20 Kilometer entfernt
wohnt, und drei NGOs Klagen. Das
niederländische Gericht fragte den
EuGH, ob ein Ausschluss der nicht
unmittelbar betroffenen Öffent-
lichkeit vom Zugang zu Gerichten
zulässig sei, und unter anderem
auch, ob die Zulässigkeit einer Be-
schwerde von einer vorherigen Be-
teiligung am Verfahren abhängt.

„Das Urteil des EuGH war
durchaus überraschend“, sagt
Lindner. „Die Beteiligung Privater
kann demnach insofern be-
schränkt werden, als sie persönlich
betroffen sein müssen.“ Die Frau
wohne dafür zu weit weg, befand
der EuGH. NGOs gelten dagegen
per definitionem als betroffen, hier
sind keine Beschränkungen er-
laubt. Das Fazit des Juristen: „Die
Aarhus-Konvention eröffnet kein
unmittelbares Jedermannsrecht
auf Beteiligung an Genehmigungs-
verfahren.“ Das decke sich mit der

österreichischen Rechtslage: „Par-
teistellung haben nur Personen,
die von den Auswirkungen eines
Vorhabens denkmöglich betroffen
sein können. Ein Einkaufszentrum
in Innsbruck wird einen Wiener
ebenso wenig berühren wie ein
Windrad im Waldviertel.“

Drohen überlange Verfahren?
Aber darf das Beschwerderecht an
eine Beteiligung an einem vorge-
schalteten Verwaltungsverfahren
geknüpft werden? Hier gilt in Ös-
terreich im UVP-Bereich eine Son-
derregelung, wonach man grund-
sätzlich auch ohne vorherige Ein-
wendungen gegen einen Bescheid
Beschwerde erheben darf, sofern
man glaubhaft macht, dass einen
am Unterbleiben der Geltendma-
chung während der Einwendungs-
frist kein Verschulden oder nur ein
minderer Grad des Versehens trifft.
Auch das sei durch das EuGH-Ur-
teil bestätigt worden, sagt Lindner:

Die Beschwerdelegitimation darf
demnach beschränkt werden, so-
fern es eine Möglichkeit gibt, ein
unverschuldetes Versäumnis wie-
dergutzumachen. „Praktisch kann
die Präklusionslösung beibehalten
werden. Das befürchtete Ende ist
nicht eingetreten“, sagt der Jurist.

Das Urteil verdeutliche aller-
dings einmal mehr die umfassende
Beschwerdelegitimation der NGOs
– hier müsse die österreichische
Regelung modifiziert werden, sagt
Lindner. Der Gesetzgeber sei je-
doch auch angehalten, die nationa-
len Genehmigungsverfahren so
umzugestalten, dass weiterhin eine
effiziente Abwicklung möglich
bleibt und überlange Verfahren
vermieden werden. Wichtig sei das
gerade im Zusammenhang mit
dem Ausbau erneuerbarer Ener-
gien: „Das wäre ein wesentlicher
Beitrag zum Klimaschutz, weil Pro-
jekte dadurch schneller realisiert
werden könnten.“ (cka)

Insolvenzrecht:
Gläubiger sind
nicht alle gleich
Finanz, Sozialversicherung
in Covid-Regeln bevorzugt.

Wien. Um Unternehmen das
Überstehen der Krise zu er-
leichtern, wurden, wie berich-
tet, die coronabedingten Locke-
rungen im Insolvenzrecht pro-
longiert. Sie gelten vorerst bis
Ende März und geben Firmen
in Schieflage mehr zeitlichen
Spielraum, um eine Pleite doch
noch zu vermeiden. Rechtsan-
walt Eberhard Wallentin weist
in diesem Zusammenhang auf
ein wenig bekanntes Detail hin,
das Ratenzahlungsmodelle der
Sozialversicherung und des Fi-
nanzamtes betrifft: „Die vom
1. April 2021 bis 30. Juni 2022
auf Covid-19-bedingte Rück-
stände geleisteten Raten, aber
auch alle laufenden Beiträge
und Abgaben können weder
nach der Insolvenzordnung
noch nach der Anfechtungs-
ordnung angefochten werden.“

Übrige Gläubiger im Nachteil
Für Sozialversicherung und Fi-
nanzamt besteht somit kein Ri-
siko, dass solche Zahlungen
vom Insolvenzverwalter zu-
rückverlangt werden, sollte das
Unternehmen doch noch plei-
tegehen. Das sei zweischneidig,
sagt Wallentin: Zwar werde es
den Unternehmen den
Abschluss von Stundungs- und
Ratenvereinbarungen erleich-
tern, weil die öffentlichen Ab-
gabengläubiger keine Anfech-
tung fürchten müssen. „Es ist
daher zu erwarten, dass sie Ra-
tenvereinbarungen über Co-
vid-19-bedingte Rückstände öf-
ter als bisher zustimmen wer-
den. Gleichzeitig bewirkt der
Anfechtungsausschluss jedoch
eine massive Schlechterstel-
lung aller übrigen Gläubiger.“

Denn Letztere müssen sehr
wohl damit rechnen, vom
Schuldner erhaltene Zahlungen
im Insolvenzfall rückerstatten
zu müssen. Zugleich schmälern
anfechtungsfest gestellte Zah-
lungen die Masse. „Dadurch
werden die Befriedigungsaus-
sichten aller übrigen Gläubiger
signifikant verschlechtert“, sagt
Wallentin. Sein Fazit: „Das Aus-
fallsrisiko wird gleichbehand-
lungswidrig von den öffentli-
chen Abgabengläubigern auf
alle übrigen Gläubigergruppen,
– etwa Lieferanten, Banken,
Vermieter – verlagert.“ (cka)
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